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Gesetzentwurf

Hannover, den 17.06.2025
Fraktion der CDU

Der Landtag wolle das folgende Gesetz beschlieen:

Gesetz
zur Regelung der Nutzung mobiler digitaler Endgerite an Schulen und zur Anderung des
Niedersdchsischen Schulgesetzes

Artikel 1

Das Niedersachsische Schulgesetz in der Fassung vom 3. Marz 1998 (Nds. GVBI. S. 137),
zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Mai 2024 (Nds. GVBI. 2024 Nr. 35), wird wie
folgt gedndert:

1. § 2 wird wie folgt gedndert:
In Absatz 1 Satz 3 wird der folgende neue vorletzte Spiegelstrich eingefugt:

— ein selbststandiges und miindiges Leben in einer digitalen Welt zu fihren, indem ihnen al-
tersangemessen digitalisierungsbezogene Kompetenzen vermittelt werden, die in allen
Curricula verankert sind und die mittels einer schulischen Digitalstrategie gesichert wer-
den, welche padagogische Konzepte und technische Ausstattung zusammenfihrt,”

2. Nach § 62 wird der folgende § 62 a eingeflgt:

.362a
Nutzung von digitalen Endgeraten

(1) Die Verwendung mobiler digitaler Endgerate durch Schilerinnen und Schiiler im
Schulgeb&dude und auf dem Schulgelénde ist wahrend der Unterrichtszeit, der Pausen sowie
der Angebote des Ganztages zum Schutz der Schilerinnen und Schiiler grundsétzlich unzu-
lassig.

(2) Abweichend von Absatz 1 ist die Verwendung zulassig

1. wahrend der Unterrichtzeit, bei sonstigen schulischen Veranstaltungen und wahrend der
Angebote des Ganztages, sofern sie durch eine Lehrkraft oder eine Aufsicht flihrende
Person fir unterrichtliche oder padagogische Zwecke zugelassen wird, oder aufgrund
eines Konferenzbeschlusses gestattet ist,

2. flur Schilerinnen und Schiler ab der Sekundarstufe Il im Schulgebdaude und auf dem
Schulgelénde, soweit dies durch die jeweilige Schulordnung flr bestimmte Jahrgangs-
stufen oder zu festgelegten Zeiten oder in genau bezeichneten Bereichen des Schulge-
baudes oder des Schulgelandes ausdriicklich gestattet ist,

3. in begriindeten Einzelféllen durch Entscheidung der Schulleitung, insbesondere aus me-
dizinischen Griinden oder zur Gewahrleistung eines barrierefreien Zugangs,

4. in Notfallen zur Wahrung von Leben, Gesundheit oder Sicherheit.

(3) Fir Schilerinnen und Schdler, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, ist die Ver-
wendung mobiler digitaler Endgerate grundsatzlich zulassig, soweit die jeweilige Schulord-
nung die Verwendung auerhalb unterrichtlicher oder anderer schulischer Zwecke nicht un-
tersagt.
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(4) Bei VerstoRen gegen Absatz 2 oder Absatz 3 kann das mobile digitale Endgerat vo-
ribergehend durch die Schule einbehalten werden. Die Riickgabe soll am Ende des Unter-
richtstags erfolgen.”

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2025 in Kraft.

Begriindung

A. Allgemeiner Teil
. Anlass und Ziel und des Gesetzes

Die fortschreitende Digitalisierung hat tiefgreifende Veranderungen in nahezu allen Lebens- und
Arbeitsbereichen bewirkt. Diese Entwicklungen beschrénken sich nicht nur auf technische Innovati-
onen, sondern bringen auch umfassende kulturelle und gesellschaftliche Umbriiche mit sich. Diese
Veranderungen beeinflussen sowohl schulische Lehr- und Lernprozesse als auch die Art und Wei-
se, wie Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene ihren Alltag und ihre berufliche Zukunft gestal-
ten.

Ausweislich des Niedersachsischen Schulgesetzes sollen Schiilerinnen und Schiler u. a. fahig
werden, sich umfassend zu informieren und die Informationen kritisch zu nutzen, sowie sich im Be-
rufsleben zu behaupten und das soziale Leben verantwortlich mitzugestalten. Der Erwerb digitaler
Kompetenzen und der Umgang mit digitalen Medien werden im Niederséchsischen Schulgesetz
bislang ausgespart. In einer zunehmend digitalen Welt werden diese aber immer wichtiger fir Bil-
dungserfolg, berufliche Perspektiven und soziale Teilhabe. Daher wird der schulische Bildungsauf-
trag um die systematische Verankerung digitaler Kompetenzen in allen Unterrichtsfachern, den
Umgang mit digitalen Medien sowie um eine Digitalstrategie, die padagogische Konzepte und tech-
nische Ausstattung zusammenfihrt, erganzt.

Digitale Gerate wie Smartphones, Tablets oder Smartwatches sind mittlerweile fester Bestandteil
des Alltags junger Menschen. Trotz der zahlreichen Vorteile, die diese Technologien bieten, sind
damit auch erhebliche Risiken, wie digitale Gewalt, verbunden. Digitale Gewalt hat viele Formen.
Dazu zahlen u. a. Cybermobbing, Verletzungen des Rechts am eigenen Bild, Sexuelle Belastigung,
Cybergrooming oder Cyberstalking. In Wissenschaft und Forschung wird zunehmend vor den nega-
tiven Auswirkungen einer UbermafRigen Nutzung mobiler Gerate gewarnt, etwa in Form von Kon-
zentrationsstérungen oder einer Beeintrachtigung der geistigen und korperlichen Entwicklung. Das
Gesetz dient vor diesem Hintergrund auch dem Schutz der Schiilerinnen und Schdler in sensiblen
Altersgruppen.

Im Niedersachsischen Schulgesetz finden sich bislang keine Vorgaben zur Nutzung mobiler digita-
ler Endgerate im Schulalltag. Derzeit liegt es im Ermessen jeder einzelnen Schule, Regelungen
zum Umgang mit mobilen Geraten festzulegen, was in der Praxis regelmaRig zu Konflikten und Un-
klarheiten fiihrt. Daher werden gesetzliche Regelungen zur Nutzung mobiler digitaler Endgerate an
Schulen geschaffen, um Rechtsklarheit flir Lehrkrafte, Schilerinnen und Schiiler sowie Erzie-
hungsberechtigte herbeizuflihren und um das Zusammenleben in der Schule bzw. die Pausenge-
staltung rechtssicher zu gestalten. Grundsatzlich wird die Nutzung mobiler digitaler Endgerate (ins-
besondere Smartphones, Smartwatches und Tablets mit Mobilfunkfunktion) durch Schulerinnen
und Schuler im Schulgebdude und auf dem Schulgeldnde wahrend der Unterrichtszeit und der
Pausen untersagt. Ausnahmetatbestande ermdéglichen die Nutzung zu unterrichtlichen und pada-
gogischen Zwecken, in begriindeten Einzel- und Notfallen sowie mit der Vollendung des 18. Le-
bensjahres.
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Il.  HaushaltsmaRige Auswirkungen
Obligatorische Mehrkosten entstehen durch den Gesetzentwurf nicht.
lll.  Wesentliche Ergebnisse der Gesetzesfolgenabschatzung

Die im Gesetz vorgesehenen Anderungen tragen zur systematischen Verankerung digitaler Kom-
petenzen in allen Unterrichtsfachern, zum Umgang mit digitalen Medien sowie zur Implementierung
einer schulischen Digitalstrategie bei. Des Weiteren wird Rechtssicherheit hinsichtlich des Einsat-
zes mobiler Endgerate in Schulen geschaffen. Die vorgesehenen Maflnahmen sind geeignet, erfor-
derlich und verhaltnismafig, um der Herausforderung der Digitalisierung an Schulen erfolgreich zu
begegnen. Die Gesetzesfolgenabschatzung hat keine unverhaltnismaRigen Eingriffe in Grundrech-
te der Schiilerinnen und Schiiler oder unzumutbare Belastungen fiir Schulen ergeben.

IV. Auswirkungen auf die Umwelt, den l&andlichen Raum und die Landesentwicklung

Keine.

V. Auswirkungen auf die Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Mannern und auf
Familie

Keine.

VI.  Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen

Keine.

VII. Auswirkungen auf die Digitalisierung

Durch die Verankerung digitaler Kompetenzen in allen Unterrichtsfachern, des Umgangs mit digita-
len Medien sowie die Implementierung einer schulischen Digitalstrategie wird die schulische und
damit gesellschaftliche Digitalisierung gestarkt und ausgebaut.

B. Besonderer Teil
Zu Artikel 1
Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 1 a NSchG):

Die Erganzung des Bildungsauftrags um digitale Kompetenzen reflektiert die gesellschaftliche Rea-
litat. Sie schafft die Grundlage, digitale Bildung strategisch zu verankern. Die Schulen erhalten da-
mit einen gesetzlichen Auftrag, ihre padagogische Arbeit im digitalen Wandel systematisch weiter-
zuentwickeln.

Der neue Aufzéhlungspunkt bringt zum Ausdruck, dass digitale Bildung nicht isoliert zu betrachten
ist, sondern integraler Bestandteil der allgemeinen Bildung und Persoénlichkeitsentwicklung sein
muss. Die ausdriickliche Bezugnahme auf Curricula und eine schulische Digitalstrategie dient der
Verbindlichkeit.

Durch die gesetzliche Verankerung der Digitalstrategie werden zudem der Schultrdger und die
Landesregierung in die Pflicht genommen, die notwendige technische Infrastruktur zur Verfigung
zu stellen. So wird sichergestellt, dass der padagogisch sinnvolle Einsatz digitaler Medien nicht an
mangelnder Ausstattung scheitert.

Die Formulierung wahrt den padagogischen Gestaltungsspielraum der Schulen, verpflichtet sie
aber zugleich zu einer systematischen Auseinandersetzung mit den Herausforderungen und Chan-
cen des digitalen Wandels.

Zu Nummer 2 (§ 62 a NSchG):

Die Neuregelung schafft erstmals einen landesweit einheitlichen Rechtsrahmen fir den Umgang
mit mobilen digitalen Endgeraten im schulischen Alltag. Ziel ist es, die Nutzung dieser Gerate wah-
rend der Unterrichtszeit, der Pausen und im Rahmen von Ganztagsangeboten in sensiblen Alters-
gruppen zu regulieren. Die neue Vorschrift verfolgt das Ziel, die Konzentration der Schiilerinnen
und Schiler sowie das soziale Miteinander und das schulische Lernen zu férdern. Die Ausnah-
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meregelungen ermdglichen eine Nutzung mobiler digitaler Endgerate, wenn diese padagogisch
sinnvoll, durch individuelle Erfordernisse gerechtfertigt ist oder auf schulorganisatorischer Grundla-
ge erfolgt. Die Regelung stellt sicher, dass Schulen, unter Wahrung ihrer Autonomie, ein klares
Handlungskonzept zur Verfugung steht und gleichzeitig die Rechte der Schilerinnen und Schdler
gewahrt bleiben. Die Neuregelung des § 62 a schutzt die Schulerinnen und Schiiler in sensiblen Al-
tersgruppen vor den Risiken unkontrollierter Geratenutzung im schulischen Raum und schafft zu-
gleich die notwendige rechtliche Klarheit fir Schulen, Lehrkrafte, Schiilerinnen und Schiler sowie
Erziehungsberechtigte.

Absatz 1 formuliert ein allgemeines Nutzungsverbot flir Schilerinnen und Schiler wahrend der Un-
terrichtszeit, den Pausen sowie im Rahmen von Ganztagsangeboten. Diese Regelung dient dem
Schutz des schulischen Miteinanders, der Konzentration auf den Unterricht und dem padagogi-
schen Ziel, Schulen als geschiitzte Lern- und Sozialrdume zu erhalten.

Das Verbot ist auf die Zeitrdaume begrenzt, in denen schulisches Lernen, padagogische Betreuung
und soziale Interaktion im Vordergrund stehen. Es erfasst den Gebrauch im Schulgebaude und auf
dem Schulgelande, nicht aber das bloRe Mitfiihren von Geraten, um den Grundsatz der Verhalt-
nismafigkeit zu wahren.

Absatz 2 formuliert differenzierte Ausnahmetatbestande, die gewahrleisten, dass die Nutzung mobi-
ler digitaler Endgerate dort moglich bleibt, wo sie padagogisch erforderlich oder individuell geboten
ist.

Nummer 1 erlaubt die Nutzung im Unterricht und bei schulischen Veranstaltungen, sofern diese von
einer Lehrkraft, einer Aufsicht fihrenden Person oder durch Konferenzbeschluss ausdriicklich zu-
gelassen wird. Die Regelung wahrt die padagogische Freiheit der Lehrkrafte und erméglicht zu-
gleich innovative Unterrichtsformate, die auf digitale Medien zuriickgreifen oder die Medienkompe-
tenz starken. Durch diese Regelung wird Schulen und Klassen, die mit digitalen Endgeréaten - ins-
besondere Tablets - arbeiten und diese als Lernmittel in den Unterricht integrieren, der notwendige
Freiraum fiir einen padagogisch sinnvollen Einsatz gegeben.

Nummer 2 eroffnet den Schulen die Mdéglichkeit, im Rahmen ihrer Schulordnung Ausnahmen von
der Regelung des Absatzes 1 fir Schilerinnen und Schuler der Sekundarstufe Il zu definieren.
Diese Regelung tragt dem Umstand Rechnung, dass altere Schilerinnen und Schuler in besonde-
rem Mafle zu selbstverantwortlicher Nutzung angeleitet werden sollen. Gleichzeitig wird durch die-
se Regelung die Schulautonomie gewahrt.

Nummer 3 ermoglicht die Nutzung aus medizinischen Griinden oder zur Gewahrleistung eines bar-
rierefreien Zugangs. Die Entscheidung dariber trifft die Schulleitung im Einzelfall. Diese Regelung
stellt sicher, dass individuelle Bedarfe angemessen berlcksichtigt werden. Es handelt sich nicht um
eine abschlieBende Auflistung. Der Schulleitung kommt hier insoweit auch fur weitere - &hnlich ge-
lagerte - Situation ein Ermessensspielraum zu.

Nummer 4 erlaubt die Nutzung in Notfallen, insbesondere zur Wahrung von Leben, Gesundheit
oder Sicherheit. Diese Ausnahme dient dem Uberragenden Interesse an der Gefahrenabwehr und
ist verfassungsrechtlich zwingend geboten.

Absatz 2 enthalt daruber hinaus eine Regelung zur Nutzung durch volljahrige Schilerinnen und
Schdler. Fir sie ist die Verwendung mobiler digitaler Endgerate grundsétzlich zuléssig, soweit die
Schulordnung keine abweichende Regelung trifft. Damit wird dem besonderen Mal an Eigenver-
antwortung Rechnung getragen, das mit der Volljahrigkeit einhergeht. Die Vorschrift berlicksichtigt
zugleich die allgemeine Handlungsfreiheit gemaf Artikel 2 Abs. 1 des Grundgesetzes der volljahri-
gen Schilerinnen und Schiiler.

Absatz 3 schafft eine rechtliche Grundlage fir die Einbehaltung des Gerats bei Verstolien gegen
die Nutzungsregelung. Die MaRnahme ist begrenzt auf den Zeitraum bis zum Ende des Unterrichts-
tages. Damit bleibt sie verhaltnismafRig und dient ausschlieRlich der Wiederherstellung der schuli-
schen Ordnung. Die Riickgabe am selben Tag stellt sicher, dass Schiilerinnen und Schiiler ihre
Gerate z. B. fir den Heimweg oder zur Kontaktaufnahme mit den Eltern nutzen kénnen.
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Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Das Inkrafttreten zum 1. August 2025 erlaubt den Schulen, rechtzeitig schulinterne Konzepte und
Ordnungen im Einklang mit dem Gesetz zu entwickeln.

Carina Hermann
Parlamentarische Geschaftsflihrerin

(Verteilt am 18.06.2025)



	Drucksache 19/7490
	Gesetzentwurf
	Fraktion der CDU
	Gesetz

zur Regelung der Nutzung mobiler digitaler Endgeräte an Schulen und zur Änderung des

Niedersächsischen Schulgesetzes

